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Grünkohl ist mehr als nur 
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Weiche umstellen, stirbt nur einer und nicht fünf Menschen. Laut einer Um-frage des Max-Planck-Instituts für Bil-dungsforschung würden 82 Prozent der Deutschen die Weiche umlegen. Oder im Drosten-Beispiel: Ein junger Familienvater hat noch mehr Lebens-zeit vor sich als ein älterer Mensch. Da ist es doch logisch, dass im Fall der Fäl-le der Ältere sterben muss. Oder?
Mitnichten. Im Grundgesetz ist das Recht auf Leben verankert. Dort heißt es: „Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit.“ Das gilt für einen 90-Jährigen genauso wie für einen 19-Jährigen. Genauso wenig dürfen etwa Geschlecht, ethnische Herkunft oder soziale Situation eine Rolle spielen. Es ist niemand verpflich-tet, für einen anderen zu sterben. Der Ethikrat fasst diesen Komplex in den Satz: „Auch in Katastrophenzeiten hat der Staat die Fundamente der Rechts-ordnung zu sichern.“

Aber was dann? Es kann ja trotzdem zur Notwendigkeit einer Triage kom-men. „Welcher Patient wird jetzt und hier eher überleben? Das ist die ent-scheidende Frage in der Triage“, sagte DIVI-Präsident Uwe Janssens im Au-gust. „Die Orientierung an der prog-nostizierten Überlebenswahrschein-lichkeit stellt deshalb sicher, dass für den Fall, dass wegen fehlender Res-sourcen wirklich nicht mehr alle Men-schen behandelt werden können, zu-erst diejenigen nicht weiter behandelt werden, die trotz bester intensivmedi-zinischer Therapie mit einer sehr ho-hen Wahrscheinlichkeit versterben würden.“
Es soll also die Überlebenschance im Moment der Behandlung entschei-den. Das wirft weitere Fragen auf, ist aber eine der geforderten Leitplanken.  Ob der Gesetzgeber sich mit dem The-ma befassen wird, steht noch nicht fest. Die Bundestagsfraktionen sind sich uneins. Der Antrag der Grünen auf eine Anhörung im Rechtsausschuss ist abgelehnt worden.  

Das Bundesverfas-sungsgericht hatte zudem im August einen Eilantrag mehrerer Kläger mit 

S
tellen Sie sich vor, Sie sehen 
eine Straßenbahn, die un-
kontrolliert auf Sie zurast. 
Offenbar haben die Brem-
sen versagt und der Zugfüh-rer ist ohnmächtig. Wenn die Bahn auf dem Gleis weiterfährt, wird sie dem-nächst fünf an die Gleise gefesselte Menschen töten. 

Glücklicherweise stehen Sie an einer Weiche. Wenn Sie diese umle-gen, wechselt die Straßenbahn das Gleis. Allerdings liegt auch dort ein Mensch, ebenfalls gefesselt, auf den Schienen. Wenn Sie nichts tun, werden fünf Menschen sterben. Wenn Sie die Weiche umstellen, wird einer getötet. Was werden Sie machen? Was sollten Sie tun?
Dieses Gedankenspiel ist eine der berühmtesten Denkaufgaben aus der Ethik, das sogenannte Trolley-Prob-lem. Darf man ein Leben opfern, um fünf zu retten? Ist es vielleicht sogar er-forderlich? Überwiegt der Nutzen, möglichst viele Menschenleben zu ret-ten? Oder folgen wir dem verfassungs-rechtlichen Grundsatz, dass jedes Menschenleben gleich viel wert ist und kein Leben für ein anderes geop-fert werden muss? Diese Fragen und die daraus folgenden Diskussionen ha-ben Seminare an Universitäten gefüllt, Kaffeetischgespräche bereichert und sogar lebendige Debatten mit Heran-wachsenden provoziert. Doch es blieb ein Gedankenexperiment.

Bis zu diesem Jahr. Denn seit dem Ausbruch des Coronavirus wurde mit der sogenannten Triage aus der Theo-rie ein Problem der Praxis. Der Begriff „Triage“ stammt aus der Kriegsmedi-zin und ist heute zudem Teil der Katast-rophenmedizin. Auf den Schlachtfel-dern musste schnell entschieden wer-den, wem zuerst geholfen wird. Ange-fangen beim französischen Arzt Domi-nique Jean Larrey Anfang des 19. Jahr-hunderts entwickelten mehrere Ärzte Klassifikationen, welche Prioritäten bei der medizinischen Hilfeleistung gesetzt werden.
Heute wird auch bei großen Katast-rophen triagiert, etwa nach ei nem Bus-

Von Kristian teetz 

was Triage bedeutet.“ Um genau sol-che Situationen zu vermeiden, so schlussfolgert er, habe die Bundesre-gierung Anfang November den Teil-Lockdown beschlossen.
Nun ist Deutschland trotz der stei-genden Zahlen glücklicherweise noch nicht in der Situation, die Triage an-wenden zu müssen. Von derartigen Zuständen sei man trotz Personal-knappheit weit entfernt, erklärte der Präsident der Deutschen Interdiszipli-nären Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI), Uwe Janssens, postwendend in der „Rheinischen Post“. Und er kritisierte Drostens Äu-ßerungen: „Indem er auf diese Weise davor warnt, macht er den Menschen unnötige Angst.“

Doch es wäre genauso unverant-wortlich, die Triage deshalb aus unse-ren Überlegungen zu verdammen. Sollte die intensivmedizinische Notla-ge doch eintreten, müssen die Voraus-setzungen der Triage geklärt sein – denn dann ist die Zeit knapp.
Dazu müssten zunächst die Ent-scheidungsgrundlagen objektiviert und vielleicht sogar auf eine rechtliche Grundlage gestellt werden. Anders gesagt: Die Mediziner, die die Ent-scheidungen über Leben und Tod tref-fen müssten, brauchen Leitplanken, an denen sie sich orientieren können. Der Ethikrat hat dazu bereits im März eine achtseitige Empfehlung verfasst. Darin unterscheidet das Gremium, das sich aus Wissenschaftlern verschiede-ner Fachrichtungen zusammensetzt, zwischen zwei Szenarien.

zu wenige Beatmungsgeräte für zu 
viele Kranke: im Frühjahr mussten Ärzte 
in italien entscheiden, welcher Patient 
behandelt wird und wer sterben muss. 
sollte die zahl der schweren Corona-
erkrankungen weiter steigen, könnten 
auch Ärzte in Deutschland vor dieser  
grausamen entscheidung stehen. 
sind sie vorbereitet? 

cen haben. Diese letzte Gruppe wird zuerst versorgt.
In diesem Jahr nun ist der Begriff der Triage in Zusammenhang mit der Corona-Pandemie zu neuer Aktualität gelangt. Im Frühjahr mussten Ärzte in Norditalien, wo zu wenige Intensiv-betten und Beatmungsgeräte zur Ver-fügung standen, grausame Entschei-dungen treffen: Wer darf überleben, wer muss sterben? Man sah Mediziner weinen.

In Deutschland ist man bislang von einer Überlastung der Intensivmedizin verschont geblieben. Aber die in den vergangenen Wochen immer weiter steigenden Zahlen der zweiten Welle spülen das Thema Triage wieder ins Bewusstsein von Politikern, Medizi-nern und Ethikern. 
Der Virologe Christian Drosten schilderte kürzlich das Prinzip der Triage so: Ein älterer Mensch, so nann-te er als Beispiel, liegt, an Covid-19 er-krankt, auf einer Intensivstation und werde beatmet. Er habe eine Überle-benschance von etwa 30 bis 50 Pro-zent. Dann aber kommt ein 35-jähriger Familienvater, der kleine Kinder zu Hause hat, mit schwerem 

Jeder hat das 
Recht auf Leben 
und körperliche 
Unversehrtheit.
Artikel 2, Absatz 2,Grundgesetz

scheidenden Personen mit schweren 
seelischen Belastungen verbunden 
sind. Patienten, denen danach die Be-
handlung vorenthalten wird, werden 
von den medizinischen Entscheidern 
nicht etwa durch Unterlassen ,getötet‘, 
sondern aus Gründen einer tragischen 
Unmöglichkeit vor dem krankheitsbe-
dingten Sterben nicht gerettet.“

Anders – auch juristisch – ist der 
zweite Fall zu bewerten. Dort kommt 
ein Mensch, der akut beatmet werden 
muss, ins Klinikum, aber kein Beat-
mungsgerät ist frei. Um ihn zu retten, 
müsste ein Patient von einem Beat-
mungsgerät abgekoppelt werden, die 
lebenserhaltende Behandlung würde 
beendet. Das ist der Fall, den Drosten 
geschildert hat.

Der Ethikrat betont, dass ein solches 
Beenden einer laufenden Behandlung 
objektiv nicht rechtens sei. Aber: „Wer 
in einer solchen Lage eine Gewissens-
entscheidung trifft, die ethisch be-
gründbar ist und transparenten – etwa 
von medizinischen Fachgesellschaf-
ten aufgestellten – Kriterien folgt, kann 
im Fall einer möglichen (straf-)rechtli-
chen Aufarbeitung des Geschehens 
mit einer entschuldigenden Nachsicht 
der Rechtsordnung rechnen.“

Doch neben der juristischen Un-
klarheit, die für die Mediziner noch im-
mer besteht, steht auch eine weitere 
entscheidende Frage im Raum: Nach 
welchen Kriterien soll entschieden 
werden, welcher Patient, welche Pa-
tientin bei einem Mangel an Beat-
mungsgeräten bevorzugt wird? An-
ders gefragt: Auf welcher Grundlage 
darf die eine Person leben und muss 
die andere sterben?

Wir entscheiden häufig instinktiv, 
wir folgen unserem Bauchgefühl. Im 
Beispiel mit der Straßenbahn lautet 
häufig der erste Impuls: Wenn wir die 

aktuelle Fälle in intensivmedizinischerBehandlung in Deutschland

davon beatmet

Corona-Patienten
auf der Intensivstation
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   überleben?

Corona und 
öde Innenstädte
Die Pandemie beschleunigt 
eine Entwicklung, die der zu-
nehmende Onlinehandel ausge-
löst hat: die Verödung der In-
nenstädte. Interview mit Archi-
tekt Nagel.  » Seite 15

KULTUR

Der Tag, an dem  
das Virus kam
Drei Bewohner des Senioren-
heims GBS in Lüneburg sind in 
den vergangenen Wochen 
durch Corona gestorben. Was 
bedeutet das für die Einrich-
tung, die Mitarbeiter und Be-
wohner?  » Seite 3

LOKALES

Weihnachten  
mit Abstand
Wie lassen sich die Feiertag si-
cher, aber auch besinnlich be-
gehen? Mit dieser Frage be-
schäftigt sich derzeit der Kir-
chenkreis – und hat erste Ide-
en. Klar ist: Volle Kirchen wird 
es kaum geben.  » Seite 5

Eine stille 
Vereinsheldin
Sie steht für das „Wir“ im TSV 
Adendorf und ist immer zur 
Stelle. Deshalb ist Sabine Bet-
zold jetzt auf ungewöhnliche 
Weise im Rahmen der Aktion 
„Ehrenamt überrascht“ geehrt 
worden. » Seite 25 

SPORT

Hunderte 
Tests bei 

Autozulieferer

Lüneburg. Bei dem Lüneburger 
Autozulieferer Yanfeng sind ges-
tern mehrere Hundert Mitarbei-
ter vorsorglich auf das Corona-
Virus getestet worden. Der 
Grund: In den vergangenen drei 
Wochen war bei insgesamt 14 
Mitarbeitern das Virus nachge-
wiesen worden. Mit diesem 
Schritten sollen laut Landkreis 
die Infektionsketten so schnell 
wie möglich durchbrochen wer-
den. Zwar stünden die Betroffe-
nen und ihre Kontakte unter 
Quarantäne, doch sorgten die 
umfangreichen Tests für noch 
mehr Sicherheit.

Am Standort Lüneburg von 
Yanfeng arbeiten 910 Beschäftig-
te. Rund 400 Mitarbeiter sind 
gestern getestet worden, weite-
re Proben sollen in der kommen-
den Woche genommen werden.

15 Neu-Infektionen 
im Landkreis Lüneburg

Gestern sind dem Landkreis 15 
weitere Coronavirus-Infektionen 
gemeldet worden. Die Zahl der 
akuten Fälle liegt bei 170, zehn 
an Covid-19 Erkrankte sind in 
stationärer Behandlung, drei 
müssen beatmet werden. Die 
7-Tage-Inzidenz der Fälle je 
100 000 Einwohner liegt bei 42,4. 
Unter Quarantäne gestellt hat 
das Gesundheitsamt gestern eine 
Gruppe und den Frühdienst der 
Krippe Adendorf sowie eine Ab-
teilung der Justizvollzugsanstalt 
Uelzen in Lüneburg.

Quarantäne-Maßnahmen 
gibt es laut Verwaltung derzeit 
an elf Schulen und vier Kinder-
tagesstätten im Landkreis 
(Stand: Freitag, 16 Uhr). Betrof-
fen seien einzelne Gruppen, 
Klassen, Jahrgänge und Abtei-
lungen. Ausgelöst würden die 
Maßnahmen durch ein bis zwei 
positiv getestete Personen. Ins-
gesamt gibt es im Kreis 70 Schu-
len mit rund 26 000 Schülerin-
nen und Schülern sowie 140 Ki-
tas. Einen Übergang zum Unter-
richt im Wechselmodell hält die 
Kreisverwaltung angesichts des 
Verhältnisses zwischen der Zahl 
der Fälle an den Schulen und der 
Gesamtzahl der Schüler für nicht 
erforderlich. » Seite 7

Tief Sarah lenkt viele Wolken 
und etwas Regen heran. Am 
Sonntag steigen aber die Chan-
cen auf Sonnenschein.

WETTER

Werft läuft bei „Gorch Fock“ auf Grund

VON FRIEDEMANN KOHLER

Bremen. In einem millionen-
schweren Streit über Sanierungs-
kosten des Segelschulschiffs 
„Gorch Fock“ hat das Landge-
richt Bremen Ansprüche einer 
Werft abgewiesen. Die Bredo-
Dockgesellschaft in Bremerha-
ven hatte vom Bund 10,5 Millio-

nen Euro für Arbeit und Materi-
al gefordert, sie geht mit dem Ur-
teil vom Freitag leer aus. Auch 
eine Gegenklage des Bundes wur-
de abgewiesen.

Dirk Harms, Bredo-Geschäfts-
führer, sagte, man werde prüfen, 
ob das Unternehmen in Beru-
fung gehe. Auf seiner Werft war 
von 2015 bis 2019 an dem Mari-
neschiff gearbeitet worden. Der 
Bund vertrat vor Gericht die Auf-
fassung, alle Rechnungen seien 
beim Generalauftragnehmer be-
glichen worden, der mittlerweile 
insolventen Elsflether Werft. 
Niemand zahle zweimal für eine 
Leistung.

Der Zivilprozess in Bremen ist 
ein Nebenstrang bei der langwie-
rigen und teuren Sanierung des 
62 Jahre alten Dreimasters. Die 
Baukosten sind von geplant 10 
Millionen Euro immer weiter ge-
stiegen, bis die frühere Verteidi-
gungsministerin Ursula von der 
Leyen (CDU) einen Deckel von 
135 Millionen Euro festlegte.

Subunternehmer trägt 
Risiko im Insolvenzfall

Ein Subunternehmer trage das 
Risiko, wenn ein Hauptauftrag-
nehmer insolvent werde, sagte 
Gerichtssprecher Gunnar Isen-
berg. Deshalb sei die Klage der 

Werft abgewiesen worden. Auch 
die Gegenklage des Bundes sei 
nicht stichhaltig gewesen. Die 
Marine hatte 3,6 Millionen Euro 
Schadensersatz für Baupfusch 
auf der „Gorch Fock“ verlangt.

Seit Herbst 2019 hat nicht 
mehr die insolvente Elsflether 
Werft den Auftrag, die „Gorch 
Fock“ zu sanieren, sondern die 
Lürssen-Werft in Bremen. Das 
Schiff soll Ende Mai 2021 fertig 
werden. Die strafrechtliche Auf-
arbeitung der Sanierung läuft 
weiter. Es geht um Betrug, Un-
treue und Korruption. Der Ge-
samtkomplex zählt mehr als 100 
Einzelverfahren.

Unternehmen wollte 
vom Bund noch 10,5 

Millionen Euro für die 
Schiffssanierung

In der Corona-Krise drohen 
weitere Beschränkungen

VON EVA QUADBECK 

UND DANIELA VATES

Berlin. In der grassierenden Co-
rona-Pandemie hat sich Kanzler-
amtsminister Helge Braun (CDU) 
dafür ausgesprochen, beim 
nächsten Bund-Länder-Gipfel 
zur Corona-Krise weitere Be-
schränkungen zu beschließen 
und dabei vor allem die Schulen 
in den Blick zu nehmen.

Hohe Infektionszahlen 
bei Jugendlichen

„Was wir für den November be-
schlossen haben, hat die Infekti-
onsdynamik gebrochen. Aber es 
hat noch nicht dazu geführt, dass 
die Zahlen nach unten gehen“, 
sagte Braun am Freitag dem Re-
daktionsNetzwerk Deutschland 
(RND). „Deswegen müssen wir 
sehen, wo wir weiter Kontakte 
reduzieren können.“ Es gelte vor 
allem, die hohen Infektionsraten 
bei Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen zu senken. „Sie tra-
gen wesentlich zur Verbreitung 

der Infektion bei“, sagte Braun. 
„Vor allem in weiterführenden 
Schulen muss alles getan wer-
den, um Abstandsregeln einzu-
halten“, sagte er. „Darüber wer-
den wir Mittwoch mit den Minis-
terpräsidenten sprechen.“

Braun schlug vor, ältere Schü-
ler vermehrt zu Hause zu unter-

richten und bei der Suche nach 
großen Unterrichtsräumen auch 
außerhalb der Schulgelände zu 
suchen. „In größeren Räumen 
lassen sich Abstandsregeln leich-
ter einhalten. Wo es die in den 
Schulen nicht gibt, lässt sich in 
Bürgerhäuser und Kinosäle aus-
weichen. Ältere Schüler ließen 

sich ins Homeschooling schi-
cken“, sagte Braun. Ausdrücklich 
betonte der Kanzleramtsminis-
ter, dass am Inzidenzwert von 50 
Neuinfektionen in sieben Tagen 
pro 100 000 Einwohner als Ori-
entierungsmarke für eine Locke-
rung der aktuellen Beschränkun-
gen weiter festgehalten werden 
solle. „Der bleibt unser Ziel“, sag-
te der CDU-Politiker.

Chef des Kanzleramtes 
mahnt zum Durchhalten

Zugleich mahnte der Chef des 
Kanzleramtes die Bevölkerung 
zum Durchhalten. „Die Zahl der 
freien Intensivbetten  sinkt. Die 
Todeszahlen steigen – auf derzeit 
300 täglich“, so Braun.

In der Schweiz seien mittler-
weile alle Intensivbetten belegt. 
Dort werde nun abhängig vom 
Lebensalter und von Vorerkran-
kungen entschieden, wer vor-
dringlich behandelt werde. „Es 
gibt einen breiten Konsens in der 
Gesellschaft, dass wir das ver-
meiden wollen“, betonte er.

Wegen steigender Infektionszahlen will das Kanzleramt auf der kommenden Konferenz 
mit den Bundesländern die Schulen verstärkt in den Blick nehmen

ZUR SACHE

Zweite Corona-Welle in Frankreich ebbt ab

Frankreich hat nach Ansicht 

der nationalen Gesundheitsbe-

hörde den Höhepunkt an Neu-

infektionen in der aktuellen 

Phase der Corona-Pandemie 

bereits hinter sich. „Auch wenn 

die Indikatoren auf hohem Ni-

veau bleiben, legt ihre Beob-

achtung nahe, dass der epide-

miologische Spitzenwert der 

zweiten Welle überwunden 

wurde“, heißt es in einer Erklä-

rung der Behörde vom Freitag. 

In der vergangenen Woche 

habe es einen Rückgang der 

positiven Tests um 40 Prozent 

gegeben. Auch in den Kranken-

häusern und auf Intensivstatio-

nen wurden demnach weniger 

Patientinnen und Patienten 

aufgenommen. Auch Premier-

minister Jean Castex sagte am 

Freitag, die Strategie beginne, 

Resultate zu zeigen. Er betonte, 

dass es weiterhin wichtig sei, 

sich an geltende Regeln zu hal-

ten. In dieser Woche hatte 

Frankreich die Grenze von zwei 

Millionen Infizierten über-

schritten.


